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Nein zum Energiegesetz – Das Klimaziel bleibt 2050 
 

Zürich, 28. September 2025 – Die Ablehnung des revidierten Energiegesetzes sorgt für 

Überraschung beim überparteilichen JA-Komitee. Vermutlich hat die unklare Haltung des 

Regierungsrats – weg von den eigenen Klimazielen – für Verunsicherung gesorgt. 

 

«Offenbar will die Zürcher Bevölkerung beim Klimaschutz ein schweizweit koordiniertes 

Vorgehen, mit einem einheitlichen Klimaziel 2050», kommentiert Thomas Forrer, Kantonsrat 

Grüne das Abstimmungsergebnis. Denn auch mit dem heutigen Nein zu 2040 bleibt Zürich 

ein Vorreiter-Kanton, was die CO2-Reduktion betrifft. Unter dem Strich zählen beim 

Klimaschutz die Massnahmen, die umgesetzt werden, und hat der Kanton Zürich bereits 

einiges vorzuweisen. Vermutlich hat die unerwartete Kehrtwende der Regierung die 

Bevölkerung verunsichert und den Ausschlag für das Nein gegeben. 

 

Klimaschutz braucht Verlässlichkeit 

Trotz des heutigen Neins bleibt klar: Die Bewegung hin zu einer klimaneutralen Zukunft ist 

längst im Gang. Bereits 60 Prozent der Bevölkerung leben in Gemeinden, die sich zu Netto-

Null 2040 verpflichtet haben. «Diese Gemeinden handeln und zeigen, dass Klimaschutz lokal 

konkret und wirksam umgesetzt werden kann» betont Michelle Halbheer, Co-Präsidentin Die 

Mitte, Kanton Zürich. 

 

Wie geht es jetzt weiter? „Insbesondere im Beschaffungswesen und im Bau bleiben die 

Gemeinden und der Kanton gefordert. Die heutige Abstimmung ist kein Freipass für 

Untätigkeit“ so Gianna Berger, Kantonsrätin AL, Kanton Zürich. Die Herausforderungen 

bestehen und es müssen weitere Lösungen für die breite Umstellung auf emissionsfreie 

Antriebstechnologien, rasche energetische Gebäudesanierungen und den Ausbau der 

Produktion von erneuerbaren Energien gefunden werden. 

 

Klimaschutz bleibt zentral – Verantwortung übernehmen 

Mit dem Nein zum Netto-Null-Ziel 2040 hat Zürich eine Chance verpasst, frühzeitig klare 

Etappenziele zu setzen. Doch das bisherige Ziel in der Kantonsverfassung bleibt: Netto-Null 

bis 2050. Die Gegner:innen haben betont, dass ihr Nein kein Nein zum Klimaschutz sei. Jetzt 

sind sie gefordert, Verantwortung zu übernehmen konstruktiv mitzuarbeiten, damit wir dieses 

Ziel erreichen. Daniel Sommer, Kantonsrat EVP, bringt es auf den Punkt: «Wer jetzt jubelt, 

muss auch Verantwortung übernehmen. Es reicht nicht, Ziele zu kippen – man muss auch 

erklären, wie eine rasche Dekarbonisierung unserer Gesellschaft ohne klare Vorgaben 

erreicht werden soll.» 



 

Auch aus Sicht der Wirtschaft bleibt der Handlungsdruck bestehen. Beat Rüfenacht, Co-

Präsident GLP Zürich betont: «Wir haben heute im Kanton Zürich eine Gelegenheit verpasst, 

unsere Unternehmen frühzeitig auf die Herausforderungen und Chancen der Netto-Null-

Zukunft vorzubereiten. Doch die Richtung stimmt: Die Diskussion hat gezeigt, dass 

Klimaschutz und wirtschaftliche Entwicklung zusammengedacht werden müssen. Jetzt gilt 

es, mit konkreten Massnahmen weiterzugehen – denn Nichts tun ist keine Option.» 

 

Unfaire Kampagne 

Besonders kritisch sieht das JA-Komitee die bewusste Verbreitung von Falschinformationen 

wie das Werben mit angeblichen Verboten. Solche irreführenden Kampagnen beschädigen 

das Vertrauen in die Politik und vergiften die demokratische Auseinandersetzung: «Mit 

Angstkampagnen gewinnt man vielleicht Abstimmungen – aber man gestaltet keine Zukunft. 

Und die Kosten für solche Irreführungen – den Vertrauensverlust in die Demokratie – tragen 

wir alle», sagt Nicola Siegrist, Kantonsrat SP. 
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